Erklärung der Personalversammlung der Heinrich-Heine-Schule, Dreieich, zur „Unterrichtsgarantie Plus“ 

Die Personalversammlung der Heinrich-Heine-Schule in Dreieich begrüßt die Absicht der Landesregierung, Unterrichtsausfall so weit wie möglich zu verhindern. Dies ist im Interesse von Schülern, Eltern und Lehrern.

Das Kollegium der Schule bemüht sich, im Rahmen der zur Verfügung stehenden Möglichkeiten, dieses Ziel zu erreichen. Zu diesem Zweck soll die Gesamtkonferenz eine geeignete Vertretungsregelung für die Lehrerinnen und Lehrer der Schule erarbeiten.
Eine völlige Vermeidung von Unterrichtsausfall stößt allerdings an die Grenzen der unzureichenden Lehrerversorgung. Nur mit einer Lehrerzuweisung, die deutlich über 100% liegt, kann umfassender Vertretungsunterricht pädagogisch sinnvoll organisiert werden (ca. 108%). Auf Grund der zahlreichen die Schüleraustausche müsste die Quote für die Heine-Schule als Europaschule sogar etwas höher liegen.

Die vom HKM unter der Überschrift „Unterrichtsgarantie Plus –verlässliche Schule“ vorgesehenen Personalmaßnahmen für den Vertretungsunterricht lehnen wir ab.
Der Einsatz nicht oder gering qualifizierter Personen zum Billigtarif soll offenbar nur verhindern, dass eine Einstellung von verlässlichen und sozial verträglichen BAT-Verträgen erfolgt, um der unzureichenden Lehrerversorgung Abhilfe zu schaffen. Stattdessen sollen unterwertige Honorverträge möglichst viel Aufbewahrung,, im besten Falle Betreuung ermöglichen.

Gegenüber der Öffentlichkeit wird der Eindruck erweckt, mit der Bereitstellung eines „Materialpools“ durch die Fachkonferenzen könne praktisch jeder in die Lage versetzt werden zu unterrichten. Das halten wir nicht für möglich.

Wie kann unter diesen Vorgaben Schule so gestaltet werden, „dass die gemeinsame Erziehung und das gemeinsame Lernen aller Schülerinnen und Schüler in einem möglichst hohen Maße verwirklicht wird und jede Schülerin und jeder Schüler unter Berücksichtigung der individuellen Ausgangslage ... angemessen gefördert wird“? ( §3.6 HSchG )

Wir lehnen es daher ab, derartige Vorstellungen in unser Vertretungskonzept einzuarbeiten. Schule würde so teilweise zur Aufbewahrungsanstalt. „Unterrichtsgarantie Plus“ verspricht Eltern jedoch etwas anderes: Die Garantie, dass sinnvoller und vorbereiteter Unterricht stattfindet, nicht Betreuung.

Insbesondere verwahren wir uns gegen die Art, wie hier eine Entprofessionalisierung der Lehrertägigkeit betrieben wird. Unsere Lerngruppen, insbesondere die im Haupt- und Realschulbereich, benötigen gut ausgebildete Pädagogen und keine Laien, denen die nötigen Voraussetzungen dafür fehlen. Gerade für leistungsschwache Schülerinnen und Schüler oder Schülerinnen mit Defiziten im Sozialverhalten benötigen wir eine kontinuierliche Betreuung, die verbindliche Regeln setzt und mit hoher Konsequenz durchsetzt. Das kann durch ständig wechselnde und, angesichts der Anforderungen, schnell überforderte Laien nicht gewährleistet werden. Im Interesse der Chancengleichheit der Schülerinnen und Schüler bestehen wir auf kontinuierlich arbeitende und fachlich wie pädagogisch qualifizierte Lehrkräfte. Diese könnten mit BAT-Verträgen wenigstens mittelfristig an die Schule gebunden werden. Würden ihre Stunden auf alle Kollegen verteilt, um so eine breite Vertretungsreserve zu schaffen, wäre die Chance groß, dass Unterricht in der Regel in Klassen vertreten würde, in denen die Kollegen ohnehin unterrichten. Die übrigen Stunden könnten mit auf Jahrgänge und Zweige zugeschnittene Arbeitsmaterialien für Vertretungsstunden bestritten werden. An einem detaillierten Konzept dafür arbeiten wir bereits.

Die bisherige Regelung der befristeten Einstellung von angestellten Vertretungskräften hat bereits zu erhöhter Unruhe und Planungsunsicherheit an den Schulen geführt. Die Einstellung von Vertretungskräften stundenweise auf Honorarbasis durch die jeweilige Schulleitung ist pädagogisch und politisch inakzeptabel und führt zu erneuter zusätzlicher Belastung aller Beteiligten und erneuter Unsicherheit. Wir sehen hier eine Grenze überschritten: Unsere Schülerinnen und Schüler brauchen garantierten Unterricht nach der Stundentafel und mehr Betreuung im Nachmittagsangebot!
Die Resolution wurde bei sechs Enthaltungen einstimmig angenommen.

Dreieich, den 8. Mai 2006

